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Evaluierung Zuwanderungsgesetz

- Familiennachzug -

Allgemeine Anmerkungen

Die im 6. Abschnitt des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) neu aufgenommenen Anspruchsregelungen haben in der Ausländerbehörde München zu einer Reduzierung des Prüfungsaufwands für Ermessensentscheidungen geführt. Dies ist angesichts des durch andere Neuregelungen verursachten Mehraufwands grundsätzlich zu begrüßen. 

Beispiele für den verringerten Aufwand sind z.B. der Wegfall von Ermessensprüfungen beim Ehegattennachzug nach 5-jährigem (bzw. nach EU-Recht 2-jährigem) Besitz einer Aufenthaltserlaubnis (AE) oder beim „kleinen Asyl“ (§ 30 Abs. 1 Nr. 1 und 2) sowie beim Kindernachzug zu einem allein sorgeberechtigten Elternteil (§ 32 Abs. 3).

Andererseits kann aber Missbräuchen, z.B. durch Umgehung der Visaverfahren kaum noch entgegengetreten werden.

Familiennachzug zu Deutschen, § 28

Die Rechtslage ist nach dem AufenthG unverändert, der Vollzug grundsätzlich unproblematisch.  

Da gesicherter Lebensunterhalt und ausreichender Wohnraum ebenso wie nach altem Recht für die Erteilung einer AE nicht erforderlich sind, sollte geprüft werden, ob nicht bei selbst verschuldetem Sozialhilfebezug eine Ablehnungsmöglichkeit im Ermessen eingeführt werden kann. 

Beim Familiennachzug zu Deutschen, aber auch beim Nachzug zu Ausländern mit gesichertem Aufenthaltsstatus kommt es außerdem immer wieder zu missbräuchlichen Vaterschaftsanerkennungen.

Die Ausländerbehörde München hat schon bisher in Fällen, bei denen die Vaterschaft für ein nichteheliches Kind bereits vor der Geburt anerkannt wird, dem Vater (oder der Mutter) in der Regel bis zur Geburt eine Duldung erteilt und danach eine AE, wenn der Vater sich an der Erziehung des Kindes beteiligt, d.h. eine sog. „Beistandsgemeinschaft“ vorlag. Nach der neuesten Rechtsprechung des BVerfG vom 08.12.05 reicht schon ein regelmäßiger, z.B. 14-tägiger Kontakt für die Erteilung einer AE aus.

Zur Verhinderung des Missbrauchs sollte man die Möglichkeit schaffen, dass die Ausländerbehörde in im Rahmen der Mitwirkungspflicht nach § 82 einen DNA-Test als Vaterschaftsnachweis verlangen kann, wenn aufgrund der Einzelfallumstände Zweifel an der Vaterschaft bestehen. Hiermit hat die Ausländerbehörde München gute Erfahrungen gemacht, weil hierdurch nach der Geburt des Kindes eine schnelle Klärung der Vaterschaft und des ausländerrechtlichen Status möglich ist. Unabhängig davon ist die im Gesetzentwurf des BMJ geplante Anfechtung der Vaterschaft durch einen Träger öffentlicher Belange zu begrüßen, da sie Klarheit über den zivilrechtlichen Status des Kindes schafft. 

Familiennachzug zu Ausländern, § 29

Zur Voraussetzung des ausreichenden Wohnraums (Abs.1 Nr. 2) ist folgendes anzumerken:

Die in den Anwendungshinweisen unverändert genannten Mindestgrößen (12 qm pro Person, Kinder unter 6 Jahren 10 qm, Kinder unter 2 Jahren werden gar nicht mitgerechnet, 10 %-Abzug bei abgeschlossener Wohnung) sollten überprüft und nach oben angepasst werden. Nach jetziger Rechtslage werden durch den Familiennachzug ständig weitere Wohnungsnotstandsfälle geschaffen und zugelassen, die dann sofort einen Anspruch auf die Vormerkung für eine Sozialwohnung mit hoher Dringlichkeit haben. Das ist insbesondere in den Fällen relevant, bei denen der hier lebende Ehegatte eines nachziehenden Ausländers noch bei seinen Eltern wohnt (was oft vorkommt). 

Beispiel: Eine 65 qm große 3-Zimmer-Wohnung ist mit 5 Personen voll belegt. Der Nachzug einer sechsten Person muss zugelassen werden ( 6x12=72, abzüglich 10 % = 64,8 qm erforderlich).

Ausübung einer Erwerbstätigkeit, Abs. 5:

Die Besserstellung von nachgezogenen Familienangehörigen beim Arbeitsmarktzugang nach 2-jährigem Aufenthalt ist nicht nachvollziehbar und müsste korrigiert werden.

Beispiel: Die nachgezogene Ehefrau eines IT-Spezialisten erhält nach 2-jährigem

Aufenthalt nicht nur einen vollen Arbeitsmarktzugang, sondern darf jetzt auch selbständig erwerbstätig sein, während der Ehemann nur als IT-Spezialist arbeiten darf. 

Ehegattennachzug zu Ausländern, § 30

Abs. 1 Nr. 3

Der Ehegatte eines hier lebenden Ausländers hat einen Anspruch auf AE, wenn dieser seit 
5 Jahren (nach EU-Recht jetzt 2 Jahren) eine AE besitzt. Dies gilt auch wenn der hier lebende Ehegatte trotz seines langen Aufenthaltes über keine ausreichenden Sprachkenntnisse verfügt oder wenn er noch nicht volljährig ist.   

Die mit dem 2. ÄndG geplante Einführung eines Mindestalters für beide Ehepartner sowie das Erfordernis von einfachen Sprachkenntnissen bereits vor der Einreise ist zur Vermeidung von Zwangsehen und zur besseren Integration grundsätzlich ein richtiger Ansatz.

Im Zusammenhang mit dem erleichterten Ehegattennachzug ist auch auf den zunehmenden Missbrauch des § 31 hinzuweisen (Erwerb eines eigenständiges Aufenthaltsrechts für den nachgezogenen Ehegatten bei Aufhebung der ehelichen Lebensgemeinschaft):

In vielen Fällen erfolgt die Trennung vom Ehepartner auffällig kurze Zeit nach Ablauf von zwei Jahren, oft sogar schon wenige Tage oder Wochen danach. Nicht selten wird dann der frühere geschiedene Ehepartner erneut geheiratet, der dann zusammen mit gemeinsamen Kindern im Familiennachzug einreist. Dies muss dann auch zugelassen werden, da in allen Fällen ein Rechtsanspruch zum Familiennachzug besteht und selbst dann wenn der Verdacht besteht, dass die das Aufenthaltsrecht des hier lebenden Ausländers begründende Ehe in Wirklichkeit eine Scheinehe war. Nach altem Recht konnte der Familiennachzug im Ermessen abgelehnt werden, damals bestand der Rechtsanspruch nur für Inhaber einer Aufenthaltsberechtigung, nicht aber für Inhaber einer unbefristeten Aufenthaltserlaubnis.

Die Feststellung des Trennungszeitpunkts macht in vielen Fällen Probleme, oft werden diesbezüglich von den getrennten Ehegatten verschiedene Zeitpunkte angegeben. Dies führt in gerichtlichen Verfahren immer wieder zu mühevollen Beweisaufnahmen mit langwierigen Anhörungen und Zeugenaussagen. Hier sollte bei der Berechnung des maßgeblichen Zeitraumes (ebenso wie im neuen EU-Recht) auf das Datum des Scheidungsantrages bzw. den im Scheidungsantrag genannten Trennungszeitpunkt abgestellt werden. 

Kindernachzug, § 32

Der Rechtsanspruch beim Kindernachzug zu einem (allein sorgeberechtigten) Elternteil erweist sich in der Praxis als problematisch. In vielen Fällen wird das Sorgerecht von ausländischen Gerichten offensichtlich allein deswegen auf den in Deutschland lebenden Elternteil umgeschrieben, um dem Kind einen Aufenthalt in Deutschland zu ermöglichen. Häufig kommen die Kinder nach Abschluss ihrer Schulausbildung kurz vor Vollendung des 16. Lebensjahres ohne jegliche Sprachkenntnisse nach Deutschland. Sachgerechtere Entscheidungen waren nach altem Recht möglich, als der Kindernachzug in diesen Fällen bei schlechter Integrationsprognose im Ermessen abgelehnt werden konnte. 

Umgehung der Visaverfahren

Wenn ein Anspruch auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis besteht, kann von der Einholung eines an sich erforderlichen Visums abgesehen werden (§ 5 Abs. 2 S. 2). Diese Möglichkeit gab es auch unter dem alten Ausländergesetz schon. Durch die mit dem ZuwG zusätzlich geschaffenen Anspruchstatbestände wird diese Ausnahme jedoch häufiger geltend gemacht was zu zeitraubenden Auseinandersetzungen führt. Hinzu kommt, dass die früher in § 9 DV AuslG enthaltene Einschränkung auf gesetzliche Ansprüche weggefallen ist und Ausnahmen auch bei Ermessensreduzierung auf Null möglich sind. Der Visumszwang ist insbesondere beim Nachzug von Kindern, die mit einem Besuchsvisum einreisen und erst im Inland einen Antrag auf AE stellen, kaum durchsetzbar. Beim Ehegattennachzug werden die Erteilungsvoraussetzungen (z.B. Sicherung des Lebensunterhalts, ausreichender Wohnraum) nicht selten erst im Laufe längerer gerichtlicher Auseinandersetzungen geschaffen.

